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P r e s s e m i t t e i l u n g

DKG zur ambulanten Notfallversorgung

Krankenhäuser sind bereit die Notfallversorgung zu
übernehmen

Berlin, 22. Juli 2019 – „Der bekannt gewordene Entwurf eines Gesetzes
zur Reform der ambulanten Notfallversorgung zeigt richtige und wichtige
Weichenstellungen auf. Insbesondere ist es sehr positiv zu bewerten, dass
der Entwurf klar benennt, dass der Großteil der ambulanten
Notfallversorgung mittlerweile durch die Krankenhäuser geleistet wird. Wir
begrüßen, dass der Gesetzentwurf anerkennt, dass das Krankenhaus
auch zukünftig der Ort ist, an dem die ambulante Notfallversorgung
stattfindet. Auch die Verantwortung der Bundesländer für die
Sicherstellung einer flächendeckenden und wohnortnahen
Notfallversorgung ist ein richtiger Schritt für die Neuordnung des Systems.
Die bis dato im Gesetz verankerte Zuständigkeit bei den Kassenärztlichen
Vereinigungen hat nicht funktioniert. Die Krankenhäuser stehen bereit
gemeinsam mit den Ländern die Notfallversorgung zu organisieren“,
erklärte der Präsident der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG), Dr.
Gerald Gaß, in einer ersten Bewertung. Die DKG wird am Donnerstag
dieser Woche eine außerordentliche Vorstandssitzung zur Reform der
ambulanten Notfallversorgung einberufen.

Für die DKG ist es bei einer Reform wesentlich, dass die Abrechnung
nicht mehr über die Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) laufen muss.
Die unmittelbare Abrechnung mit den Krankenkassen sollte daher ein
zentraler Bestandteil der Reform sein. Auch die Aufwertung des
Rettungsdienstes ist ein wichtiger Schritt.

Absolut unverständlich ist für die Krankenhäuser hingegen, die
Verpflichtung der Kliniken gemeinsam mit den KVen Betriebe zu gründen,
um die neuen integrierten Notfallzentren zu organisieren. Dies ist sachlich
in keiner Weise zu begründen und mit großen verfassungsrechtlichen
Bedenken besetzt. „Die Krankenhäuser können diese Zentren alleine
betreiben und die Kooperation mit den niedergelassenen Ärzten auch
ohne die KVen im Sinne einer guten und nachhaltigen Organisation der



2

ambulanten Notfallversorgung bewerkstelligen. Wir befürchten hier
jahrelange Verhandlungen und einen Zuwachs an Bürokratie auf den sehr
gut verzichtet werden kann“, machte Gaß deutlich.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in
Deutschland. Sie vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12
Spitzenverbände – in der Bundes- und EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben
wahr. Die 1.942 Krankenhäuser versorgen jährlich 19,5 Millionen stationäre Patienten und rund 20
Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,2 Millionen Mitarbeitern. Bei 97 Milliarden Euro
Jahresumsatz in deutschen Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen
Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen.


